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Wohlstand ade?
17.000 39.000CHINAS EINSTIEG IN DEN

V O N T H O M A S B E R E N Z

Perspektiven für mehr Lebensqualität und Nachhaltigkeit sind gefragt V O N C O R N E L I A H U B E R
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HAMBURGER HAFEN
Die Bundesregierung hat Ende Oktober
entschieden, dass die Rederei Cosco, ein
chinesisches Staatsunternehmen, sich
mit einer Beteiligung von unter 25 Pro-
zent in das Terminal 1 des Hamburger
Hafens einkaufen darf.

Vorangegangen war ein Streit innerhalb
der Regierung: Alle sieben beteiligten
Ministerien waren gegen eine Beteili-
gung Coscos am Hafen, egal mit wel-
chem Anteil. Bundeskanzler Olaf
Scholz bestand aber darauf, den Deal
durchzuführen. Letztendlich wurde die
Beteiligung von 35 Prozent auf unter 25
Prozent reduziert. So könne Cosco als
Minderheitseigentümer keine Entschei-
dungen blockieren und auch keinen
Einblick in Geschäftsunterlagen erhal-
ten.
Die Erfahrungen zeigen, dass Chinas
Beteiligungen in Infrastruktur zu großer
Abhängigkeit führt. Vor dem Hinter-
grund der immer größer werdenden Ab-
schottung Chinas, der autoritären Füh-
rung und auch der Entwicklung zwi-
schen China und Taiwan, können Kon-
sequenzen bei einer eventuellen Ver-
schlechterung der Situation nicht ab-
gesehen werden.

TWITTER: ELON MUSK ÜBERNIMMT
DEN KURZNACHRICHTENDIENST
Nach mehreren Monaten des Verhan-
delns hat Elon Musk nun den Kurz-
nachrichtendienst Twitter übernom-
men.
Bereits kurz danach kündigte Musk et-
liche Änderungen an: So sollen „alle, die
aus geringfügigen und zweifelhaften
Gründen gesperrt wurden, […] aus dem
Twitter-Gefängnis freikommen.“ Aus
Branchenkreisen wurde außerdem be-
kannt, dass Musk Massenentlassungen
bei Twitter plane. Dies solle noch vor
dem 1. November geschehen, da zu die-
sem Stichtag Aktienoptionen zugeteilt
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: -21,26%
Jahresende: 15.884 Aktuell: 12.507
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erden müssen, die normalerweise ein
ichtiger Bestandteil der Gehälter sind.
urch eine Entlassung vor dem 1. Novem-

er könnte diese Zahlung vermieden wer-
en.

elche weiteren Änderungen Musk vor
llem mit Blick auf den Datenschutz der
ser und die viel diskutierte Lösch- und
perrfunktion von Usern plant, ist noch
icht bekannt. Angeblich plant Musk je-
och, die Twitter-User stärker zur Kasse
u bitten als bislang: So sollen für veri-
zierte Accounts monatlich bald 20 Euro
llig sein, wie mehrere US-Medien über-

instimmend berichteten. Der Aktienkurs
agierte auf die Übernahme positiv und
ieg auf über 50 Euro.

AHLEN IN BRASILIEN: LUIZ INÁCIO
ULA DA SILVA GEWINNT

der Nacht auf Montag konnte sich
rasiliens Ex-Präsident Lula da Silva mit

inem äußerst knappen Wahlergebnis von
0,84 Prozent gegen Jair Bolsonaro
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urchsetzen. So kann Lula da Silva nun
ach seiner Regierungsperiode von
003 bis Ende 2010 seine Regierungs-
rbeit fortsetzen.
ür den gleichermaßen umstrittenen wie
opulären Präsidenten gilt es nun, das
espaltene Brasilien wieder zu versöh-
en und auf die internationale Bühne
urückzuführen. Vor allem in Sachen
limaschutz will Brasilien wieder eine

entrale Rolle spielen, so Lula bei seiner
ntrittsrede. Bei der Wahl profitierte
ula von einer starken Ablehnung gegen
olsonaro und schaffte es auch, eine
reite Unterstützung aufzubauen, die bis
ur politischen Mitte reicht. Dieses
ündnis braucht der neue Präsident
rasiliens, da er in seiner neuen Amts-

eit vor enormen Herausforderungen
ehen wird. Lula wurde 2017 wegen
orruption zu einer Haftstrafe verurteilt
der damalige Hass der Brasilianer auf
ula hat Bolsonaro an die Macht ge-
racht, nun ist es umgekehrt.
Das Leben ist für uns alle spürbar teurer
geworden. Der Krieg in der Ukraine und
eine Inflation von derzeit 10 Prozent trei-
ben die Verbraucherpreise in die Höhe.
Ein Ende der Steigerungen ist nicht in
Sicht. Durch Mehrausgaben gelingt es nur
noch jedem Zweiten, Geld auf die Seite zu
legen und zu sparen. Vor zwei Jahren,
während der Corona-Krise, war dies noch
gut 70 Prozent der Bevölkerung möglich.
Die Menschen blicken mit Sorge auf den
beginnenden Winter und den damit ein-
hergehenden Mehrverbrauch an Strom,
Gas, Öl und anderem Brennmaterial. Be-
reits jetzt reagieren sie auf diese Krise,
etwa mit dem Verzicht auf Markenware
und Bio-Produkte, mit kürzeren Dusch-
zeiten oder Do-It-Yourself-Heizungen aus
Terrakottatöpfen und Teelichtern – wobei
sicherlich nicht jede der oftmals durchaus
erfindungsreichen Privatlösungen nach-
ahmenswert ist!

Raus aus dem „Immer-
Mehr“-Denken

Ökonomen rechnen für 2023 im Jahres-
durchschnitt mit einem Rückgang der
Wirtschaftsleistung um 0,4 Prozent. Prog-
nosen im Frühjahr dieses Jahres waren
noch von 3,1 Prozent Wachstum ausgegan-
gen. Die Wohlstandsgesellschaft, die sich
in den vergangenen vier Jahrzehnten an
niedrige Inflationsraten gewöhnt hat und
deren größter Teil noch aus dem Vollen
schöpfen konnte, gerät mächtig ins Wan-
ken. Politiker und Ökonomen werden
nicht müde, in ihren Statements bereits
vom „Ende des Wohlstands“ zu reden, se-
hen einen „permanenten Wohlstandsver-
lust“ auf Deutschland zukommen. Ja, wir
müssen uns einschränken und uns im Ver-
zicht üben, mit hoher Wahrscheinlichkeit
sogar auf lange Zeit hin. Und für Men-
schen in prekären Lebensverhältnissen
wird sich ihre jetzt schon schwierige Situ-
ation noch verschärfen. Hier sind tragfä-
hige Lösungen, insbesondere in der Lohn-,
Sozial- und Wirtschaftspolitik nötig. Aber
bietet uns die gegenwärtige Krise darüber
hinaus nicht die Chance, existierende
Wohlstandsleitbilder und -indikatoren, die
allein auf ein Wachstum von Produktion,
Einkommen und Konsum setzen, auf den
Prüfstand zu stellen? Auch wenn materiel-
le Sicherheit eine Voraussetzung etwa für
sozialen Fortschritt, für die Finanzierung
eines gerechten Bildungs- und Gesund-
heitswesens ist, erhöht ein Mehr an mate-
riellem Wohlstand nicht automatisch das
Glücksempfinden oder die Lebenszufrie-
denheit. Ein neues Wohlstandsleitbild
setzt die Balance von Materiellem und
Sozialem voraus, stellt qualitatives vor
quantitatives Wachstum sowie vor das
„Immer-Mehr“. Wenn der Staat sein
„You'll never walk alone“-Versprechen ein-
hält und das Prinzip der sozialen Gerech-
tigkeit nicht außer Acht lässt, dann werden
auch die Bürgerinnen und Bürger bereit
sein zum Verzicht, zum Zusammenhalt,
zur Solidarität, zu einer Gemeinschaft der
Gegenseitigkeit, zum Leben nach Maß.
Dann bleibt uns auch der Wohlstand im
Sinne von mehr immaterieller Lebensqua-
lität erhalten.

Der Autor ist Theologe und Leiter des
Arbeitsbereiches Erwachsenen- und
Familienbildung im Bischöflichen Ge-
neralvikariat Trier. Die Kolumne er-
scheint in Kooperation mit der Katho-
lischen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle (KSZ) in Mönchengladbach.
G
erecht, grün und produktiv – so
sieht die Stadt der Zukunft nach
der „Neuen Leipzig Charta“ aus
dem Jahr 2020 aus. Die Charta

wurde auf einem informellen Ministertref-
fen im Rahmen der deutschen EU-Ratsprä-
sidentschaft verabschiedet. Ihre Leitlinien
benennen fünf Prinzipien guter urbaner

welche Neuregelungen sich für die nachhal-
tige Stadt der Zukunft in den Bereichen
Verkehr, Umweltschutz, Klimaschutz und
Wohnen empfehlen.

Im lichtdurchfluteten Plenarsaal des
Bonner Bundeshauses diskutierten die Ju-
risten, ob die Städte zur Lösung der vielfäl-
tigen Herausforderungen mehr Spielräume

In den Beschlüssen hält der Deutsche Ju-
ristentag zunächst fest, dass die Stadt der
Zukunft eine selbstverwaltete Stadt bleibt.
Der Gesetzgeber müsse der Vielgestaltig-
keit kommunaler Gebietskörperschaften
Rechnung tragen und hinreichende Pla-
nungs- und Gestaltungsspielräume belas-
sen. Damit die Städte aber den Anforderun-

ge kombinationsfähiger, maschinenlesbarer
Daten einzuführen und weiterzuentwi-
ckeln.

Die gesellschaftliche Sensibilität für die
negativen Auswirkungen des Verkehrs auf
Umwelt und Gesundheit ist in den letzten
Jahren gewachsen. Besonders in den Städ-
ten häufen sich die Probleme durch Staus,
Marktüberblick

Governance: Gemeinwohlorientierung,
einen integrierten Ansatz, Beteiligung und
Koproduktion, die Mehrebenenkoopera-
tion und den ortsbezogenen Ansatz.

Auch der 73. Deutsche Juristentag (DJT)
machte sich das Grundanliegen der Neuen
Leipzig Charta zu eigen. Die größte juristi-
sche Fachtagung in Europa untersuchte,
erhalten sollen oder ihre Kreativität staatli-
cher Lenkung bedarf. Die Basis aller Über-
legungen bildeten die Gutachten von Mar-
tin Kment, Professor für Umweltrecht an
der Universität Augsburg, und Sabine
Baumgart, Präsidentin der Akademie für
Raumentwicklung in der Leibniz-Gesell-
schaft in Hannover.
gen des Nachhaltigkeitsgrundsatzes gerecht
werden können, wird eine verbesserte per-
sonelle, sachliche und finanzielle Ausstat-
tung gefordert.

Die digitalen Verwaltungskompetenzen
seien gesamtstaatlich zu finanzieren – und
anstelle des bisherigen Baulandkatasters
Baulandinformationssysteme auf Grundla-
allgegenwärtigen Verkehrslärm und knap-
pen Parkraum, so dass es schon zu Initiati-
ven wie dem Volksbegehren „Berlin auto-
frei“ kam, das der Berliner Senat allerdings
im Mai dieses Jahres für unzulässig erklär-
te. Während der Deutsche Juristentag ein
neues Bundesmobilitätsgesetz als rechtli-
chen Rahmen für eine integrierte, verkehrs-
trägerübergreifende Planung ablehnte,
stimmten die Mitglieder dafür, den Städten
mehr Gestaltungsspielraum in Straßenver-
kehrsrecht und Straßenrecht zu geben. Hier
geht es beispielsweise um Geschwindig-
keitsbeschränkungen – wie Tempo 30 in-
nerorts – oder die Reglementierung des
Parkens auf öffentlichen Flächen.

Den Lärmschutz in den Städten möchte
der Deutsche Juristentag dadurch verbes-
sern, dass die Lärmquellen wie Verkehrs-
lärm, Sportlärm oder Gewerbelärm in allen
Genehmigungs- – und Planungsverfahren
einheitlichen abgestimmten Regeln unter-
fallen. Im Gegenzug sollten einseitige Privi-
legierungen etwa zugunsten des Straßen-
verkehrs aufgehoben werden und passiver
Lärmschutz als subsidiäre Option vorgese-
hen werden.

Für mehr Umweltschutz und Klima-
schutz in den Städten schlagen die Juristen
neue Planungsinstrumente vor. Dazu zählt
eine verpflichtende Analyse zu den Ent-
wicklungspotenzialen der Stadtgebietsflä-
chen, eine integrative urbane Verkehrspla-
nung und eine Klimafolgenanpassungspla-
nung. Außerdem könnten die Städte noch
mehr mit örtlichen Bauvorschriften steu-
ern. Dafür seien die Ermächtigungen in den
Landesbauordnungen etwa zugunsten wei-
tergehender Solarpflichten oder Vorgaben
für klimafreundliche Fassadengestaltung zu
öffnen.

Bei der Bauleitplanung sollte der Gesetz-
geber den Städten eine größere Flexibilität
geben, damit sie rechtssicher alle städte-
baulich sinnvollen Festlegungen für eine
nachhaltige Stadtentwicklung treffen kön-
nen. Explizit nennt der Deutsche Juristen-
tag Festsetzungen für Klimaschutz und Kli-
maanpassung sowie zur Bewältigung von
Immissions- und sonstigen Nutzungskon-
flikten.

Eine weitere Empfehlung lautet, dass
Städte auch im Innenbereich im Interesse
von Artenschutz, Gesundheitsschutz und
Lebensqualität grüner werden sollten.
Schließlich gebe es innerstädtisch Brachen,
die ökologisch wertvoller seien als manche
landwirtschaftliche Fläche im Außenbe-
reich, führt Gutachter Kment aus. Der eher-
ne baurechtliche Grundsatz „Innenent-
wicklung vor Außenentwicklung“ soll also
in Zukunft eine gewisse Geschmeidigkeit
entfalten, damit Städte tatsächlich nachhal-
tig und insgesamt für alle Menschen noch
lebenswerter werden können.
Leben in der Stadt der Zukunft
Nicht wie Las Vegas in „Blade Runner 2049“, sondern lebenswert und nachhaltig soll die Stadt der Zukunft werden. Foto: Sony Pictures Releasing GmbH/dpa


